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Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Punkt 10 der 
Tagesordnung 

 

Mit der Ermächtigung unter Punkt 10 der Tagesordnung soll der Gesellschaft die Möglichkeit eröffnet 

werden, in den Grenzen des § 71 Abs. 2 Satz 1 AktG eigene Aktien zu erwerben. 

Erwerb eigener Aktien unter Ausschluss eines etwaigen Andienungsrechts 

Die eigenen Aktien sollen zunächst über die Börse, mittels eines an alle Aktionäre der Gesellschaft 

gerichteten öffentlichen Kaufangebots oder mittels einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen 

Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten erworben werden können. 

Bei einem öffentlichen Kaufangebot oder einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von 

Verkaufsangeboten kann es dazu kommen, dass die von den Aktionären angebotene Menge an 

Aktien der Gesellschaft die von der Gesellschaft nachgefragte Menge an Aktien übersteigt. In diesem 

Fall muss eine Zuteilung nach Quoten erfolgen. Hierbei soll es möglich sein, eine bevorrechtigte 

Annahme kleinerer Offerten oder kleinerer Teile von Offerten bis zu maximal 100 Stück Aktien 

vorzusehen. Diese Möglichkeit dient dazu, gebrochene Beträge bei der Festlegung der zu 

erwerbenden Quoten und kleine Restbestände zu vermeiden und damit die technische Abwicklung 

des Aktienrückkaufs zu erleichtern. Auch eine faktische Beeinträchtigung von Kleinaktionären kann so 

vermieden werden. Im Übrigen kann die Repartierung nach dem Verhältnis der angebotenen Aktien 

(Andienungsquoten) statt nach Beteiligungsquoten erfolgen, weil sich das Erwerbsverfahren so in 

einem wirtschaftlich vernünftigen Rahmen technisch abwickeln lässt. Schließlich soll eine Rundung 

nach kaufmännischen Grundsätzen zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile von Aktien vorgesehen 

werden können. Insoweit können die Erwerbsquote und die Anzahl der von einzelnen andienenden 

Aktionären zu erwerbenden Aktien so gerundet werden, wie es erforderlich ist, um den Erwerb ganzer 

Aktien abwicklungstechnisch darzustellen. Der Vorstand hält einen hierin liegenden Ausschluss eines 

etwaigen weitergehenden gesetzlichen Andienungsrechts der Aktionäre für sachlich gerechtfertigt 

sowie gegenüber den Aktionären für angemessen. 

Neben dem Erwerb über die Börse oder mittels eines an sämtliche Aktionäre gerichteten öffentlichen 

Kaufangebots oder mittels einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung zur Abgabe 

von Verkaufsangeboten sieht die Ermächtigung vor, dass der Erwerb mittels den Aktionären von der 

Gesellschaft zur Verfügung gestellter Geschaffener Andienungsrechte durchgeführt werden kann. 

Diese Geschaffenen Andienungsrechte werden so ausgestaltet, dass die Gesellschaft nur zum 

Erwerb ganzer Aktien verpflichtet wird. Soweit danach Geschaffene Andienungsrechte nicht ausgeübt 

werden können, verfallen sie, soweit der Vorstand nicht ihre Handelbarkeit beschließt. Dieses 

Verfahren behandelt die Aktionäre gleich und erleichtert die technische Abwicklung des 

Aktienrückkaufs. 

Verwendung eigener Aktien 

Vorrangig sollen die eigenen Aktien im Austausch gegen Sachleistung im Rahmen von 

Unternehmenszusammenschlüssen oder beim Erwerb von Unternehmen oder Beteiligungen im 

Rahmen des Unternehmensgegenstands der Gesellschaft eingesetzt werden können. Der 
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internationale Wettbewerb und die Globalisierung der Wirtschaft erfordern die Möglichkeit, 

Unternehmen oder Beteiligungen daran im Wege des Aktientauschs erwerben zu können. Durch den 

vorgeschlagenen Bezugsrechtsausschluss erhält die Gesellschaft den notwendigen 

Handlungsspielraum, sich bietende Gelegenheiten zu Unternehmenszusammenschlüssen oder 

Beteiligungserwerben schnell und flexibel ausnutzen zu können, indem Aktien gezielt an 

Kooperationspartner veräußert werden können, ohne den zeit- und kostenaufwendigeren Weg über 

eine Ausnutzung des genehmigten Kapitals gegen Sacheinlage beschreiten zu müssen. Bei der 

Festlegung der Bewertungsrelationen wird der Vorstand darauf achten, dass die Interessen der 

Aktionäre angemessen gewahrt bleiben. Er wird sich bei der Bemessung des Werts der als 

Gegenleistung gewährten Aktien am Börsenkurs der Aktie der Gesellschaft orientieren. Eine 

schematische Anknüpfung an einen Börsenkurs ist indes nicht vorgesehen, insbesondere um einmal 

erzielte Verhandlungsergebnisse nicht durch Schwankungen des Börsenkurses in Frage zu stellen. 

Voraussetzung des in der Veräußerung rückerworbener Aktien liegenden Bezugsrechtsausschlusses 

bei einer Veräußerung an Dritte gegen Barleistung außerhalb der Börse ist, dass die von der 

Gesellschaft bei der Veräußerung vereinbarte Gegenleistung den Börsenkurs zum Zeitpunkt der 

Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. 

Die Ermächtigung gilt überdies mit der Maßgabe, dass die unter Ausschluss des Bezugsrechts der 

Aktionäre entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußerten Aktien insgesamt 10 % des 

Grundkapitals nicht überschreiten dürfen, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im 

Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung. Auf diese Begrenzung sind diejenigen Aktien 

anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung aus genehmigtem Kapital unter 

Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden. Ferner sind auf 

die vorgenannte Begrenzung diejenigen Aktien anzurechnen, die zur Bedienung von 

Wandelschuldverschreibungen ausgegeben werden, die aufgrund einer eventuell künftig erteilten 

Ermächtigung in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des 

Bezugsrechts ausgegeben werden. Dadurch ist sichergestellt, dass die Interessen der Aktionäre an 

einer möglichst geringen Beeinträchtigung ihrer Rechte gewahrt werden. Die Gesellschaft macht 

damit von der in § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 3 und 4 AktG vorgesehenen 

Möglichkeit zum erleichterten Bezugsrechtsausschluss Gebrauch. Die Ermächtigung liegt im Interesse 

der Gesellschaft und der Aktionäre, weil sie der Gesellschaft zu größerer Flexibilität verhilft und es ihr 

ermöglicht, Aktien gezielt an Kooperationspartner zu veräußern. 

Die Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien soll auch die Möglichkeit umfassen, eigene Aktien 

zur Bedienung von den in den Hauptversammlungen am 6. Juni 2013 und 30. Mai 2018 

beschlossenen Aktienoptionsprogrammen der Gesellschaft zu nutzen. 

Weiterhin sollen die eigenen Aktien zur Durchführung einer sogenannten Aktiendividende (scrip 

dividend) verwendet werden können. Der Vorstand soll in diesem Zusammenhang ermächtigt sein, 

das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, um eine Aktiendividende zu optimalen Bedingungen 

durchführen zu können. Bei der Aktiendividende unter Verwendung eigener Aktien wird den 

Aktionären angeboten, ihren mit dem Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung 

entstandenen Anspruch auf Auszahlung der Dividende an die Gesellschaft abzutreten, um im 

Gegenzug eigene Aktien zeichnen zu können. 
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Die Durchführung einer Aktiendividende unter Verwendung eigener Aktien kann als an alle Aktionäre 

gerichtetes Angebot unter Wahrung ihres Bezugsrechts und unter Wahrung des 

Gleichbehandlungsgrundsatzes (§ 53a AktG) erfolgen. Dabei werden den Aktionären nur jeweils 

ganze Aktien zum Bezug angeboten; hinsichtlich des Teils des Dividendenanspruchs, der den 

Bezugspreis für eine ganze Aktie nicht erreicht (bzw. diesen übersteigt), sind die Aktionäre auf den 

Bezug der Bardividende verwiesen und können insoweit keine Aktien zeichnen; ein Angebot von 

Teilrechten ist ebenso wenig vorgesehen wie die Einrichtung eines Handels von Bezugsrechten oder 

Bruchteilen davon. Weil die Aktionäre anstelle des Bezugs eigener Aktien insoweit anteilig eine 

Bardividende erhalten, erscheint dies als gerechtfertigt und angemessen. 

Im Einzelfall kann es je nach Kapitalmarktsituation im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre 

liegen, die Durchführung einer Aktiendividende unter Verwendung eigener Aktien so auszugestalten, 

dass der Vorstand zwar allen Aktionären, die dividendenberechtigt sind, unter Wahrung des 

allgemeinen Gleichbehandlungsgrundsatzes (§ 53a AktG) eigene Aktien zum Bezug gegen Abtretung 

ihres Dividendenanspruchs anbietet, jedoch formal das Bezugsrecht insgesamt ausschließt. Die 

Durchführung der Aktiendividende unter formalem Ausschluss des Bezugsrechts ermöglicht die 

Durchführung der Aktiendividende zu flexibleren Bedingungen. Angesichts des Umstandes, dass allen 

Aktionären die eigenen Aktien angeboten werden und überschießende Dividenden-Teilbeträge durch 

Zahlung der Bardividende abgegolten werden, erscheint auch insoweit der Bezugsrechtsausschluss 

als gerechtfertigt und angemessen. 

Zum Schutz der Aktionäre der Gesellschaft vor einer Verwässerung ihrer Beteiligung darf der 

rechnerische Anteil am Grundkapital, der auf die unter Berücksichtigung sonstiger Aktien der 

Gesellschaft, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts 

veräußert bzw. ausgegeben werden bzw. aufgrund von während der Laufzeit dieser Ermächtigung 

unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Schuldverschreibungen auszugeben sind, einen 

rechnerischen Anteil von 10 % des Grundkapitals nicht übersteigen, und zwar weder im Zeitpunkt des 

Wirksamwerdens der Ermächtigung noch im Zeitpunkt ihrer Ausnutzung (wechselseitige Anrechnung). 

Weiterhin soll die Gesellschaft eigene Aktien ohne erneuten Beschluss der Hauptversammlung 

einziehen können. 

Konkrete Pläne für das Ausnutzen der Ermächtigung bestehen derzeit nicht. 

 

Birkenfeld, im April 2020 

 

STRATEC SE 

 

Der Vorstand 

 

 

 

Marcus Wolfinger   Dr. Robert Siegle   Dr. Claus Vielsack 


